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                                                                                                                                                                           6421 Darmstadt                Meissnerweg 25 – 64289 Darmstadt 
Fritz – Michael JUNG Postfach 110313 64218 Darmstadt

Staatsanwaltschaft beim 

Oberlandesgericht Frankfurt am Main

Zeil 42

60313 Frankfurt                                       18.07.06                                                

                 B e s c h w e r d e

des Fritz – Michael Jung, Meissnerweg 25, 64289 Darmstadt

-Beschwerdeführer- (Bf)

wegen:

Verweigerung der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens: 

„Auf die Strafanzeige des Fritz-Michael Jung vom 30.06.06 gegen  Appel in Darmstadt, Pleil in Darmstadt wegen Verstoßes gegen das Hessische Datenschutzgesetz,wird die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens abgelehnt ( § 152 (2 i.V.m. §170 (2) der Strafprozessordnung)“. AZ: 1001 Js 28485/06

- Anlage 1 -
Die Auffassung des Staatsanwaltes liegt offenkundig neben der Sache.  Die Einstellung des Ermittlungsverfahrens ist für den Bf. nicht nachvollziehbar, daher wird gegen die staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverweigerung

                   B e s c h w e r d e

erhoben, gleichzeitig wird beantragt:
Die ergangene Entscheidung der Staatsanwaltschaft Darmstadt  wegen erheblicher Grundrechtsverletzungen aufzuheben, um damit klar aufzuzeigen, dass die  Handlungsweise der Angezeigten  Appel und Pleil  gegen  die Grundrechte  Art. 2 (1) GG i.V.m. 1 (1) Art. 19 (1),(2) GG, Art. 20 (3) GG, EU Richtlinien Art. 7 a), die Charta d. Menschenrechte Art. 8 (1), (2) und gegen weitere  Gesetze mehrfach verstoßen hat.

- Anlage 2-  

                       Sachverhalt:

Am 08.05.2006 beantragte der Beschwerdeführer beim Ordnungsamt Darmstadt Auskunft  (nach § 29 (1) 1.2.3. HSOG ) darüber zu erhalten, inwieweit Datenabfragen zwecks Halteerlaubnisverlängerung seines Hundes u.a. über ihn und seine Familie  erfolgten oder erfragt wurden.

- Anlage 3 -
Am 23.05. 2006 wurde ihm durch den Amtsstellenleiter  Appel  mitgeteilt, dass der Dienststellenleiter zweimal über ihn  Daten beim BZR - Amt  abgefragt hat.

- Anlage 4 -
                  Beschwerdebegründung:

                           I

Nach eigener Meinung ist die Einstellung des Ermittlungsverfahrens gleichbedeutend mit Strafvereitelung im Amt § „58 a StGB. Die unverständliche Entscheidung der Staatsanwaltschaft wird vermutlich  aus kollegialem Verhalten dazu benutzt, die beiden Angezeigten rein zu waschen um sie damit vor einem richterlichen Urteil zu schützen. Mit dieser Entscheidung wird weiteren Rechtsbrüchen durch die Staatsanwaltschaft Vorschub geleistet. § 41 (1) Nr. 9 BZRG  ist nicht als gesetzliche Grundlage zu bewerten. Die Norm, oder anders ausgedrückt, das Softwareprogramm ist vermutlich  nicht in der Lage  festzustellen, ob der abfragenden Behörde eine schriftliche Einverständniserklärung vorgelegen hat, damit ist  der öffentlichen Willkür und somit dem Missbrauch Tür und Tor geöffnet.  

Aus §§ 42 (1) BZRG,  30 (2), (5) BZRG ist klar und deutlich für Jeden erkennbar geregelt, welche Rechte dem Bf. eröffnet gewesen wären, wenn er vorab von den beiden Angezeigten über die bevorstehenden Abfragen (zweimal) informiert worden wäre. 

Zitat: (Auszüge aus dem BZRG)

                         § 42 BZRG
                [Auskunft in besonderen Fällen]

· „(2) Einer Person, die das 14. Lebensjahr vollendet hat, wird auf Antrag mitgeteilt, welche Eintragungen über sie im Register enthalten sind. § 30 
Abs.1 Satz 2, 3 gilt entsprechend. Wohnt der Antragsteller im Geltungsbereich dieses Gesetzes, so ist die Mitteilung an ein von ihm benanntes Amtsgericht zu senden, bei dem er die Mitteilung persönlich einsehen kann.“

                      1. Führungszeugnis
                          § 30 BDSG
                           [Antrag]

· (5) Wird das Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde beantragt, so ist es der Behörde unmittelbar zu übersenden. Die Behörde hat dem Antragsteller auf Verlangen Einsicht in das Führungszeugnis zu gewähren. Der Antragsteller kann verlangen, dass das Führungszeugnis, wenn es Eintragungen enthält, zunächst an ein von ihm benanntes Amtsgericht zur Einsichtnahme durch ihn übersandt wird. Die Meldebehörde hat den Antragsteller in den Fällen, in denen der Antrag bei ihr gestellt wird, auf diese Möglichkeit hinzuweisen. Das Amtsgericht darf die Einsicht nur dem Antragsteller persönlich gewähren. Nach Einsichtnahme ist das Führungszeugnis an die Behörde weiterzuleiten oder, falls der Antragsteller dem widerspricht, vom Amtsgericht zu vernichten. 

Diese Möglichkeiten wurden dem Bf. von den Angezeigten vorsätzlich vorenthalten, damit haben sie ihm sein Recht auf „informationelle Selbstbestimmung“ aus reiner Willkür genommen und ihm sein Anfechtungsrecht genommen. Dadurch wurde der Bf. erheblich in seinen Persönlichkeitsrechten nach § 40 HDSG von den beiden Angezeigten vorsätzlich geschädigt. 

Selbst danach hatten es die beiden Angezeigten unterlassen, den geschädigten Bf. über die  ergangenen Abfragen in Kenntnis zu setzen, diese Unterlassung verstößt gegen geltendes Recht. Das EU-Recht sieht in Artikel 22 EU-Richtlinien 95/46/EG  vor, dass jede Person bei der Verletzung der Rechte, die ihr durch die für die betreffende Verarbeitung geltenden einzelstaatlichen Rechtsvorschriften garantiert sind, bei Gericht einen Rechtsbehelf einlegen kann. Davon machte  der Bf. mit seinem Strafantrag vom 30.06.2006 Gebrauch. 

Er geht davon aus, dass der Staatsanwaltschaft wenige (Präzedenzfall) Fälle dieser Art zur Anzeige gebracht worden sind, das ist Grund genug, eine richterliche Entscheidung aus regem Interesse der Öffentlichkeit herbeizuführen.   

Zur Vermeidung von Wiederholungen und zu weiteren Rechtsverletzungen bezieht sich der Bf. im Übrigen des Weiteren auf die Begründung in seinem Strafantrag vom 30.06.2006.

-Anlage 5 -
Der Bf. weist darauf hin, dass er  vor einer Verfassungsbeschwerde und, wenn nötig, auch vor einer Klage vor dem Europäischen Gerichtshof nicht zurückschrecken wird.                                                     

                                                        II

Ergänzend zu seinem Strafantrag vom 30.06.2006 wird hiermit beantragt, die  Staatsanwaltschaft Darmstadt möge prüfen, ob die Angezeigten sich wegen fehlender  schriftlicher Einverständniserklärung beim BZR - Amt (Abfrage Führungszeugnis) des Identitätsdiebstahls nach § 263 4. StGB (Betrug) schuldig gemacht haben.

Mit freundlichen Grüßen

Fritz – Michael JUNG

Anlagen: 5;
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